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Deutsche Gemeindeordnung 
vom 21. Dezember 1945 

Erster Teil 
Grundlagen der Gemeindeverfassung. 

§ 	• 
(1) Die Gemeinden fassen die in der örtlichen Gemein-

schaft  lebendigen Kräfte des Volkes zur Erfüllung öffent- 

	

licher, Aufgaben crer. engeren Heimat zusaminen. 	, 
(2) Die Gemeinden sind öffentliche Gebietskörperschaften. 

Sie verwalten sich selbsl,  unter eigener Verantwortung. 
Ihr Wirken muß im Einklang mit den Gesetzen und den 
Zielen der Staatsführung stehen. 

; § 2 	 - 	o 
(i) Die  Gemeinden sind berufen, 'das Wohl ihrer Ein-

. Wohner zu fördern und diez geschichtliche und heimat-
liche Eigenart zu erhalten. • 

(2) Die Gemeinden• haben in ihrem Gebiet alle öffent-
lichen  Aufgaben i unter eigener Verantwortung zu ver-
waltén, soweit die Aufgaben nicht flach gesétzlicher Vor-

, gchrift anderen Stellen ausdrücklich zugewiesen sind oder 
auf Grund gesetzlicher Vorschrirt von anderen Stellen, 
übernommen werden. 

(3) Den Gemeinden können aurch Gesetz staatliche 
Aufgaben zur Erfüllung nach Anweisung übertragen wer-
den. ' Sie stellen die zur Durchführung dieser Aufgaben 
erforderlichen Dienstkräfte, Einrichtungen und Mittel zur 
Verfügung, soweit die Gesetze nichts anderes bestimmen. 

(4) Neue Pflichten können den Gemeinden nur durch 
Gesetz auferlegt werden;  Eingriffe  in die Rechte der Ge-
meinden sind nur im Wege des Gesetzes zulässig. Verord-
nungen zur Durchführung solcher Gesetze werden vorn 
Staatsministerium" erlassen. 

13 
(1) Die Gemeinden können ihre eigenen Angelegenheiten 

durch Satzungen regeln, soweit die Gesetze,  keine •  Vor-
schriften enthalten oder den Eriaß von Satzungen aus-
drücklich gestatten. 

(2) Jede Gemeinde hat eine Hauptsatzung m; erlassen, 
die der Genehmignng der Aufsichtsbehörde bedarf. In 

' der Hauptsatzung ist das zu ordnen, was nach den Vor- - 
schriften  dieses Gesetzes der Hauptsatzung vorbehalten ist. 

, (3) Satzungen sind öffentlich bekanntzumachen. Sie 
"treten, wenn • kein anderer Zeitptinkt bestimmt ist, am 
Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 

§4 
Das Gebiet. jeder Gemeinde soll so bemessen śein, daß 

die örtliche Verbundenheit  der ,Ernwohner  gewahrt und 
die Leistungsfähigkeit der Gemeinde zur-Erfüllung ihrer 
Aufgaben gesichert ist.  

§ 5 
(1) Einwohner der Gemeinde ist, wer in' der Gemeinde 

wohnt. Bürger ist, .wer das, Biligerrecht in der Gemeinde 
besitzt. 

(2) Der Bürger muß seine. Kräfte jederzeit ehrenamt-
lich dem Wohl der Gemeinde widmen. Wer zu ehrenamt-
licher Tätigkeit bestellt wird, muß sich durch uneigen-
nützige und verantwortungsbewußte Führung der Ge-
schäfte dieses Vertrauefis würdig erweisen und der All-
gemeinheit Vorbild sein. 

§6 
(1) Der Wille der Bürgerschaft wird durch die Ge-

meindevertretung zum 4s.usdruck gebracht. Sie ist oberstes 
beschließendes und überwachendes Organ der  Gemeinde.. 

=_,(2) Die Verwaltung der Gemeinde liegt in den Händen 
des Bürgermeisters. Er wird yon der Gemeindevertretung 
gewählt -  und  ist Ihr verantwortlich. 

(3) Die Hauptsatzung kann bestimmen, daß an die Stelle 
des  Bürgermeisters ein kollegialer Gemeindevorstand 
(Magistrat) tritt. 

(4) In Stadtkreisen Mirt der Bürgermeister die Amt ś-
bezeichnung --bberbürgermeister. 

§7 
Die Gemeinden haben ihr Vermögen und ihre Einkünfte 

gewissenhaft zu verwalten. Oberstes Ziel ihrer Wirt-
schaftsführung muß sein, unter Rücksichtnahme auf die 
wirtschaftlichen Kräfte der, Abgabepflichtigen die Ge-
meindeflnanzen gesund zu erhalten. 

§8 
(li Der Staat führt die Aufsicht über die Gemeinden. 
(2) Die Aufsicht schützt die Gemeinden in ihren Rechten 

und sichert die Erfüllung ihrer Pflichten. 

Zweiter Teil 
Benennung und Hoheitszeichen der Gemeinden. 

§9 
(1) Städte sind die Gemeinden, die diese Bezeichnung 

nach bisherigem Recht führen. Die Gemeinden können 
auch andere Bezeichnungen, die auf der geschichtlichen 
Vergangenheit, der Eigenart oder der Bedeutung der Ge-
meinde beruhen, weiterführen. 

" (2) Die Landesregierung kann nach Anhörung der Ge-
meinde Bezeichnungen verleihen und ändern. 

§10 
Die Gemeinden führen ihre bisherigen Namen. Die 

Landesregierung spricht nach Anhörung der  Gemeinde  die 
Änderung  von  Gemeindenamen aus and bestimmt die 
Namen neugebildeter Gemeinden. Das gleiche gilt filr  die 
besondere Benennung von Gemeindeteilen. • 

Gesetz- und Verordnunisbiatt 1946 
. (Vierzehnter 'Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 242Januar 1946.) 



Wiesbaden, 10. Jan. .1946 Gesetz- und Verordnungsblatt für Groß-Hessen 	 Nr. 1 

§11  
(1) Die Gemeinden führen Dienstsiegel. 
(2) Die Gemeinden führen ihre bisherigen Wappen und 

Flaggen. Die Landesregierung kann Gemeinden das Recht 
verleihen, Wappen und Flaggen zu führen oder sie zu 

Dritter Tell 

Gemeindegębiet. 

§12 	• 
(1) Das Gebiet (Gemarkung) der Gemeinde bilden die 

Grundstücke, die nach geltendetn Recht zu ihr gehören. 
Grenzstreitigkeiten entscheidet die Aufsichtsbehörde. 

(2) Jedes Grundstück soll zu biner Gemeinde gehören. 
Aus besonderen Gründen können Grundstücke außerhalb 
einer Gemeinde verbleiben (gerheindefreie Grundstücke, 
Gutsbezirke). 

§13 
Gemeindegrenzen können aus Gründen des öffentlichen 

Wohles geändert werden. Das gleiche gilt, wenn Gemein-
den aufgelöst oder neu gebildet und wenn Gemeinden 
oder Gemeindeteile zu gemeindefreien Grundstücken 
(Gutsbezirken) erklärt werden sollen. 

§14 
(1) Die Gemeinden haben di; Absicht _von Verhand-

lungen über die  Änderung ihre i Gebietes der Aufsichts-
behörde rechtzeitig vorher anatzeigen. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann jederzeit die Leitung der 
Verhandlungen übernehmen. 

(3) Vereinbarungen der Gemtfinden (Eingemeindungs-
verträge) werden nur wirksam, wean  sie bei Änderungen 
des Gemeindegebiqes bestätigt Vierden. 

§15 
(1) Die Landesregierung spricht nach Anhörung der Ge-

meinde "die  Änderung  des Gemelndegebietes aus. Gleich-
zeitig bestimmt sie den Tag der Rechtswirkiamkeit und 
regelt, soweit erforderlich, die Rechtsnachfolge, das Orts-
recht und die neue Verwaltung. 

(2) Die Aufsichtsbehörde regelt die Auseinandersetzung. 
Ihr Spruch begründet Rechte und Pflichten der Beteilig-
ten und bewirkt den Übergang; die Beschränkung und 
Aufhebung von dinglichen Rechten. Die Aufsichtsbehörde 
ersucht die zuständigen Behördbn um -die Berichtigung 
des Grundbuches, des Wasserbuehes und anderer öffent-
licher Bücher. Sie ist befugt, ynschädlichkeitszeugnisse 
anszustellen. 

§ 16 
Rechtshandlungen, die aus Ania der  Änderung  des Ge-

meindegebietes erforderlich werden, sind frei von öffent-
lichen Abgaben, Stempeln und Gebühren. Das gleiche gilt 
für Berichtigungen, Eintragungen und Löschungen nach 
§ 15 Abs. 2. 

Vierter eil 

Einwohner und  Bürger. 

§ 17 
(1) Die Einwohner sind nach den hierüber bestehenden 

Vorschriften berechtigt, die ö entlichen Einrichtungen 
der Gemeinde zu benutzen,  unii  verpflichtet, die Ge-
'meindelasten zu tragen. 

(2) Grundbesitzer und Gewerbetreibende, die nicht in 
der Gemeinde wohnen, sind in gleicher Weise berechtigt, 
die öffentlichen Einrichtungen zu benutzen, die in der Ge-
meinde für Grundbesitzer und Gewerbetreibende be-
stehen, und verpflichtet, für ihren Grundbesitz oder Ge-
werbebetrireb im Gemeindegebiet zu den Gemeindelasten 
beizutragen. 

(3) Diese Vorschriften gelten entsprechend für  jurist!-
sehe Personen Personen und Personenvere nigungen.  

§ 18 

(1) Die Gemeinde kann bei dringendem öffentlichem  Be-
dürfnis durch Satzung mit Genehmigung der Aufsichts-
behörde für die Grundstücke ihres Gebietes den Anschluß 
an Wasserleitung, Kanalisation, Müllabfuhr, Straßen-
reinigung und ähnliche der Volksgesundheit dienende Ein-
richtungen (Anschlußzwang) und die Benutzung dieser 
Einrichtungen und der Schlachthöfe (Benutzungszwang) 
vorschreiben. 

(2) Die Satzung kann Ausnahmen vom Anschluß- und 
Benutzungszwang zulassen. Sie kann den Zwang auch aul 
bestimmte Teile des Gemeindegebietes und auf bestimmte 
Gruppen von  Grundstücken oder Personen beschränken. 

(3) In  der Satzung können für den Fall der Zuwider-
handlung Zwangsgelder ' bis zur Höhe von '1000 Reichs-
mark angedroht werden. Auch kann die Satzung vor-
sehen, daß bei Weigerung des Verpflichteten Handlungen 
an seiner Stelle und auf seine Kosten vorgenommen wera 
den. Die Zwangsgelder und die Kosten Mr die Ersatz-
vornahme werden im Verwaltungszwangsverfahren bei-
getrieben. 

§ 19 

(1) Bürger der Gemeinde sind die deutschen Staats-
bürger, die das fünfundzwanzigste Lebensjahr vollendet 
haben, seit mindestens , ein Jahr in der Gemeinde 
wohnen und die bürgerlichen Ehrenrechte besitzen. 

(2) Hauptamtliche Bürgermeister und hauptamtliche 
Beigeordnete werden Bürger ohne Rücksicht auf die 
Wohndauer mit dem Amtsantritt in  dr Gemeinde. 

(3) Die Gemeinde kann mit Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde das Bürgerrecht auch anderen Einwohnern 
ohne Rücksicht auf die Wohndauer verleihen. 

*20  
Das Bürgerrecht erlischt 

1) durch Wegzug aus der Gémeinde, 
2) durch Verlust  des  deutschen Staatsbtirgerrechts. 

§ 21 

(1) Die Gemeinde kann deutschen Staatsbürgern, die 
sich um das öffentliche Wohl oder um die Gemeinde be-
sonders verdient gemacht haben, das Ehrenbürgerrecht 
verleihen. Die Verleihung des Ehrenbürgerrechts an Aus-
länder bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

(2) Die Gemeinde kann mit Genehmigung der Aufsichts-
behörde dem Ehrenbürger das  Ehrenbürgerrecht wegen 
eines unwürdigen Verhaltens aberkennen. 

§ 
(1) Die Bestellung der Bürger zur Bekleidung von Ehren-

ämtern erfolgt durch die Gemeindevertretung. Zur ehren-
amtlichen Mitwirkung bei einzelnen Gemeindegeschäften 
bestellt der Bürgermeister die Bürger. Die Bestellung 
kann jederzeit zurückgenommen werden. 

(2) Für ehrenamtliche Bürgermeister und ehrenamt-
liche Beigeordnete gelten die besonderen Vorschriften 
dieses Gesetzes. 

(3) Mit dem Verlust des Bürgerrechtes endet jede ehren-
amtliche Tätigkeit. 

§23  
(1) Der Bürger kann eine ehrenamtliche Tätigkeit aus 

wichtigen Gründen ablehnen oder sein Ausscheiden ver-
langen. Als wichtiger Grund gilt namentlich, wenn der 
Bürger 

• 1) ein geistliches Amt verwaltet, 
2) ein öffentliches Amt verwaltet und die An- 

stellungsbehörde feststellt, daß die ehrenamtliche 
- Tätigkeit mit seinen dienstlichen Pflichten nicht 

vereinbar ist, 
3) schon sechs Jahre ein öffentliches Ehrenamt ver-

waltet  hat, 
4) mindestens vier minderjährige Kinder hat, 
5) mindes'..ens  zwei Vormundschaften. oder Pfleg-

sche ften führt, 

3 
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6) häufig oder langdauernd von der Gemeinde ge-
schäftlich abwesend ist, 

7), anhaltend krank oder 
8) ;-,nehr als sechzig Jahre alt ist. 

(2) Ob ein wichtiger Grund vorliegt, entscheidet die 
Gemeindevertretung. Sie kann einen Bürger, der ohne 
wichtigen Grund eine ehrenamtliche Tätigkeit ablehnt 
oder niederlegt, in eine Buße-  bis zu 1000 Reichsmark 
nehmen und ihm das Bürgerrecht bis zur Dauer von sechs 
Jahren aberkennen. Die Buße wird im Verwaltungszwangs-
verfahren beigetrieben. 

§24 	* - 
(1) Der Bürger, der zu ehrenamtlicher Tätigkeit bestellt 

wird, ist wie ein Gemeindebearnter zur Verschwie,gen-
heit verpflichtet. Er darf die Kenntnis von Angelegen-
heiten, über die er verschwiegen zu sein hat, nicht unbe-
fugt verwerten. Das gilt auch dann, wenii er nicht mehr 
ehrenamtlich tätig ist. 

"(2) Verletzt der Bürger  diese Pflichten,  so stehen der 
Gemeinde die Befugnisse nach § 23 Abs. 2 zn. 

§25 	 • 
(1) Der Bürger .darf in seiner ehrenamtlichen Tätigkeit 

nicht bel Angelegenheiten beratend oder entscheidend 
mitwirken, wenn die Entscheidung ihm selbst, seinem Ehe-
gatten, seinen Verwandten bis zum dritten oder Ver-
schwägerten bis zum zweiten Grade oder einer von ihm 
kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person einen 

-unmittelbaren Vorteil oter Nachteil bringen kann. Das 
gilt auch, wenn der Bürger 

1) in  der Angelegenheit in anderer als öffentlicher 
Eigenschaft ein Gutachten abgegeben hat oder 
sonst tätig geworden ist, 

2) gegen Entgelt bei jemandem beschäftigt ist, der 
an der Erledigung der Angelegenheit ein persön- 
liches oder wirtschaftliches Sonderinteresse hat. 

Diese Vorschriften gelten nicht, wenn der Barger an 
der Entscheidung der Angelegenheit lediglich als Ange-
höriger eines Berufes oder einer Bevölkerungsgruppe be-
teiligt ist, deren gemeinsame Interessen durch die Ange-
legenheit berührt werden. 

(2) Darüber, ob die Voraussetzungen des Absatzes 1 vor-
liegen, ' entscheidet der Bürgermeister endgültig; soweit 
es sich um ihn selbst handelt, entscheidet sein allgemeiner 
Vertreter. 

(3) Wer an der Beratung nicht teilnehmen darf, muß 
den Beratungsraum verlassen. 

§ 26 
Ehrenamtliche Bürgermeister und  Beigeordnete haben 

eine besondere Treupflicht gegenüber der Gemeinde. Sie 
dürfen Ansprüche Dritter gegen die ,Gemeinde nicht 
geltend machen, soweit sie nicht als gesetzliche Vertreter 
handeln. Das gilt auch für andere ehrenamtlich tätige 
Bürger, wenn der Auftrag  nit  den Aufgaben ihrer ehren-
amtlichen Tätigkeit in Zusammenhang steht. Ob die Vor- 

• aussetzungen dieses Verbots vorliegen, entscheidet der 
Bürgermeister endgültig, bei ihm selbst die Aufsichts-
behörde. 

• - 	§ 27 
(1) Die Gemeinde kann durch die Hauptsatzung ehren-

amtlichen Bürgermeistern, Beigeordneten und Kassen-
' verwaltern eine angemessene Aufwandsentschädigung be-
willigen. 

(2) Wer sonst ehrenamtlich tätig ist, hat nur Anspruch 
auf Ersatz seiner Auslagen und des entgangenen Ar-
beitsverdienstes im Rahmen von Zeugengebühren. Durch 
die Hauptsatzung können Durchschnittssätze festgesetzt 
werden. 

(3) Die Ansprüche auf diese Bezüge sind nicht übertrag-
bar. 

§ 28 
(1) Die Hauptsatzung kann bestimmen, dad Bürgern, 

die mindestens  zwanzig Jahre ein Ehrenamt ohne Tadel 
verwaltet haben, eine Ehrefibezeichnung verliehén werden 
kann. 

(2) Die Gemeinde kann mit Genehmigung der Aufsichts-
behörde die Ehrenbezeichnung wegen eines unwürdigen 
Verhaltens aberkennen. 

§29 

(1) Gegen Verfügungen der Gemeinde, die 
1) das Recht zur Mitbenutzung ihrer öffentlichen 

'Einrichtufigen, 
2) die Festsetzung von Zwangsgeldern oder die Er-

satzvornahme, 
3) den Erwerb `oder das Erlöschen des Bürgerrechts 

oder 
4) die Verhängung von  Bullen 

betreffen, findet der Einspruch statt. 
(2) Der Einspruch ist binnen zwel Wochen nach  der Zu-

stellung bei . dem Bürgermeister" einzulegen. Die gin-
spruchsfrist gilt als gewahrt, wenn der Einspruch recht-
zeitig bei der Stelle eingelegt wird, die die Verfilgunt 
erlassen hat. 

(3) Der Einspruch hat aufschiebende Wirkung, wena die 
Verfügung selbst nichts anderes besagt. 

§30 
(1) Ober den Einspruch entscheidet der Bürgermeister; 

gegen die ablehnende Entscheidung ist die Klage im Ver-
waltungsstreitverfahren zulässig. 

(2) Die Klage kann nur darauf gestützt werden, daß die 
Verfügung gesetzwicMg sei und den Kläger beeinträchtige. 

(3) In der Entscheidung über den Einspruch ist auf diese 
Vorschriften hinzuwe,isen. 

§31 
(1) Gegen die Zurücknahme der Bestellung zu ehrenamt-

licher Tätigkeit findet binnen zwei Wochen nach der Zu-
stellung die Beschwerde statt. 

(2) Über die Beschwerde entscheidet die Aufsichts-
behörde endgültig. 

(3) § 29 Abs. 3 findet entsprechende Anviendung: 

Fünf ter Tell' 

Verwaltung der Gemeinde. 

§32  
(1) Die Gemeindevertretung wird nach allgemeinem,. 

gleichem, geheimem Wahlrecht gewählt. 
(2) Die Zahl der Gemeindevertreter, die Wahlberechti-

gung und das Wahlverfahren werden durch das Gemeinde-
wahlgesetz-geregelt. Die Dauer der Wahlzeit beträgt vier 
Jahre, soweit nicht das Gesetz für eine einzelne Wahl-
periode etwas anderes bestimmt. 

(3) Den Vorsitz in der Gemeindevertretung Mirt der 
Bürgermeister; an der Abstimmung nimmt er nicht  teil. 

• §33  
Die Gemeindevertreter sind Vertreter der Gesamt-

bevölkerung der Gemeinde, nicht einzelner Parteien oder 
Gruppen; sie sind an Aufträge oder Wünsche der Wähler 
nicht gebunden. Soweit ein Bedilrfnii nach Vertretung 
von Gruppeninteressen vorliegt, sind Vertreter der 
Gruppen nach §  50 zur Beratung heranzuziehen. 

§ 34 
(1) Dem Bürgermeister stehen Beigeordnete als Stell-

vertreter zur Seite. Ihre Zahl bestimmt die Hauptsatzung. 
(2) Der Erste Beigeordnete führt in Stadtkreisen die 

Amtsbezeichnung Bürgermeister. Der mit der Verwaltung 
des Geldwesens einer Stadt beauftragte Beigeordnete führt 
die Amtsbezeichnung  Stadtkämmerer.  Die übrigen Bel-
geordneten in Städten führen die Amtsbezeichnung Stadt-
rat (Stadtrechtsrat, Stadtschulrat, Stadtbaurat und der-
gleichen). 

§35  
(1) Allgemeiner Vertreter des Bürgermeisters ist der 

Erste Beigeordnete. Die • übrigen Beigeordneten sind zur 
allgemeinen Vertretung des Bürgermeisters nur berufen, 
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wenn der Erste Beigeordnete Verhindêrt ist. Die Reihen-
folge richtet sich nach ihrem DienStalter als Beigeordnete 
der Gemeinde. Der Bürgermeister kann schriftlich eine. 
andere Reihenfolge bestimmen. 

(2) Die übrigen Beigeordneten vertreten den Barger-
meister in ihrem Arbeitsgebiet. Der Bürgermeister kann 
jede Angelegenheit an sich ziehen. . 

(3) Der Bürgermeistef kann aueh andere Beamte und 
Angestellte mit seiner Vertretung in bestih-imten Ange-
legenheiten beauftragen sowie Bei eordnete ermächtigen, 
solche Aufträge in ihrem Arbeitsg biet zu erteilen. 

§ 36 

(1) Der Bürgermeister vertritt die demeinde. 
(2) Erklärungen durch-  die die Gemeinde verpflichtet 

werden soll, bedürfen ,der schriftliichen Form. Sie sind 
unter der Amtsbezeichnung des , Bürgermeisters hand-
schriftlich zu unterzeichnen. Im Filie der Vertretung des 
Bürgermeisters  mull  dię  Erklärting durch zwei ver-
tretungsberechtigte Beamte oder Ahgestellte unterzeichnet 
werden. 
, (3) Die Vorschriften des Absat 2 finden keine  An-
wendung auf Geschäfte der laufen en Verwaltung, die für 
die  Gemeinde geldlich unerhebli h sind, und auf Ge-
schäfte, die auf Grund einer in der Form des Absatz 2 
ausgestellten Vollmacht ,  abgeschlol!sen werden. 

§37  
Der Bürgermeister ist Dienstvorgesetzter aller Beamten, 

Angestellten und Arbeiter der Gemeinde. Er stellt sie an 
und entläßt sie; bei der Anstellung ist der Stellenplan 
einzuhalten. Rechte des Staates bi  der Anstellung und 
Entlassung von Beamten und 'Angestellten, die sich aus 
anderen Gesetzen ergeben, bleiben unberührt. 

§ 38 
Für hauptamtlichern Bürgermeister und Beigeordnete gel-

ten die §§ 25 und 26 entsprechend. 

§39  
(1) In Gemeinden mit weniger alS 3000 Einwohnern sind 

Bürgermeister und Beigeordnete ehrenamtlich tätig. Die 
Hauptsatzung kann bestimmen, daß die Stelle des Biir-• 
germeisters oder eines Beigeordneten hauptamtlich ver-
waltet wird. 

(2) In Gemeinden rn't mehr als 3000 Einwohnern muß 
die Stelle des Bürgermeisters oder eines Beigeordneten 
hauptamtlich verwaltet werden. Die Hauptsetzung kann 
für Gemeinden mit weniger als 10 000 Einwohnern das 
Gegenteil bestimmen. 

(3) Die Hauptsatzung bestimmt, Welche Stellen außer-
dem hauptamtlich verwaltet werden. 

§40  
In Stadtkreisen muß der Bürgenneister oder der Erste 

Beigeordnete die Befähigung zum ; Richteramt oder zum 
höheren Verwaltungsdienst haben.! Die Aufsichtsbehörde 
kann Ausnahmen zulassen. Die Heuptsatzung kann auch 
für andere hauptamtlich verwaltete Stellen, insbesondere 
für die Stelle des Stadtkämmererd, eine besondere Vor-
bildung vorschreiben. 

§ 41 

(1) Bürge'rmeister und Beigeordnete werden von der 
Gemeindevertretung geWählt. Die Vahl ist durch einen 
Ausschuß der Gemeindevertretung Vorzubereiten. 

(2) Zu Bürgermeistern und Beigeordneten sollen Per-
sönlichkeiten gewählt werden, die [das gemeinsame Ver-
trauen - aller Gruppen der Bevölkerung genießen. .Der 
Wahlausschuß hat durch Anhörung der wesentlichen wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen Gruppen festzu-
stellen, elp diese Forderung erfüllt `ist. 

(3) Die Stellen hauptamtlicher Bürgermeister und Bei-
gebrdneter sind öffentlich auszuschteiben. 

4 

ä42  
(1) Bürgermeister und Heigeordnete können nicht sein 

1) besoldete Beamte des Staates, einer Gemeinde 
oder sonstigen ,,Körperschaft des öffentlichen 
Rechts, 

2) Angestellte un.4 Arbeiter der Gemeinde, 
3) Angestellte  unii rbeiter von Gesellschaften und 

Vereinigungen. an  aenen die Gemeinde maf3gebend 
beteiligt ist, 

t) Angestellte von öffentlichen Krankenkassen. 
(2) Diese Vorschift findet Keine Anwendung, wenn die . 

in den Nummern 1 ' bis 4 genannten Beamten, Angestell-
ten und Arbeiter bei dar Berufung zum hauptamttichen 
Bürgermeister oder Beiszeordneten für die Amtsdauer 
beurlaubt sind.. Auch ',ann die Aufsichtsbehörde aus-
nahmsweise die Berufung dieser Beamten, Angestellten 
und Arbeiter zu ehrenamtuchen Beigeordneten zulassen. 

4 43 
(1) Bürgermeister und Beigeordnete dürfen miteinander 

nicht verehelicht oder his zum dritten Grade verwandt 
oder bis Zum zweiten araae verschwägert sein. In Ge-
meinden mit weniger all; 1000 Einwohnern kann die Auf-
sichtsbehörde Ausnahmen zulassen. 

(2) Entsteht die Ehe oder Schwägerschaft im Laufe der 
Amtszeit, so hat einer ax-r Beteiligten auszuscheiden. Ist  
einer der Beteiligten hauptamtlicher Bürgermeister,  so  
scheidet der andere au-t. Ist einer der Beteiligten haupt-
amtlich, der andere ehrPnamtlich, so scheidet dieser aus. 
Im übrigen scheidet. e/Prin sich die Beteiligten nicht 
einigen, dei im Lebensalter Jüngere aus. 

§44  
Bürgermeister und Beigeordnete werden, sofern sie 

hauptamtlich tätig sind. auf 12 Jahre, sonst für die Wahl-
periode der Gemeindevertretung gewählt. Die Haupt-
satzung kann die Amtsdauer abweichend regeln. 

§ 45 

. Verletzt der Bürgermister durch Nichtausführung von 
Beschlbssen der Gemeindevertretung oder in anderer 
Weise seine Pflichien, so kann die Gemeindevertretung 
gegen ihn im Verwaltungsstreitverfahren auf Amtsent-
hebung klagen; sie wählt zu diesem Zweck einen oder 
mehrere, jedoch höchstens drei Obmänner aus ihrer Mitte. 

§ 47 
Die Hauptsatzung karm bestimmen, daß der Bürger-

meister und die Beigeordneten bei feierlichen Anlässen 
eine Amtstracht oder ein Amtszeichen tragen. 

§48  
(1) Die Gemeindevertretung beschließt  über folgende 

Angelegenheiten: 
a) Allgemeine Grundsätze für die Verwaltung, 
b) Gemeindesatzungen, 
c) Änderung  der Gemeindegrenzen, 
d) Verleihung des Ehrenbürgerrechts und sonstiger 

Ehrungen, 
e) Haushaltsplan und Entlastung, 

f) Abgaben und Tarife, 
g) Verfügung über Gemeindevermögen, 
h) Aufnahme von Darlehen, 
I)  Obernahme von  Bürgschaften  und Bestellung von 

Sicherheiten, 
k) Umwand'ung von Gemeindeglieder-Vermögen In 

freies Gemeinde-Vermögen, Veränderung der 
Nutzungsrechte  am Gemeinde-Vermögen, 

1) Führung eines Rechtsstreits von größerer Be- 
deutung und Abschluß von Vergleichen, soweit 

4 46 
Der Bürgermeister wird vor dem Amtsantritt von der 

Aufsichtsbehörde,  die Beigeordneten von dem Bürger-
meister vereidigt. 
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es ..siiiChicht tim Geschäfte. der. laufenden Ver- - 
.Waltimg-, Von nnekhehlicher geldficher Bedeutung 
handelt, 	• 	. - 	 . 
Errichtung undErweiterung  von  öffentlichen 

• Einrichtungen, Eietrieben und • wirtschaftlichen 
rUnternehmungen  sowie Beteiligung . an slilchln 

• Unternehmen, 	 , 
n)  Umwandlung der Rechtsform  von Eigenbetrieben 

:Gder Pnternehmen,- an denen die Gemeiride malll 
- . gebend 'beteiligt 	- - 
-•o)  Aufgaben,  die  ihr 	Gesetz • übertragen 

Werden, 	• 	• 
Übernahme neuer.Aufgaben, °Nit die ,eine g,esetz-. 

liche 'Verpflichtung • nicht bestêht. 	• 
-(2): Bet der Beratung, uhd ' Abstimmung, - dürfen Ge-

meindevertreter, deren Interessen mit denen der Gemeinde - 
in Widerspruch stehen, nicht -zugegen sei.  Fir  die Be-

--rechnung der Beschltißfähigkeit zählen die aus diesem 
Grunde abwesenden Gerneindevertreter nicht:mit. 

(1) Die Beschlüsse der Gemeindevertretung werden 
:clu,rcW Ausschüsse vorbereitet, dip 3-7 =Mitglieder urn-

- Jesse . Die Gemeindevertretnng ,kann bestimmte  Ange-
legenheiten den  Ausschüssen zur piidgintigen'tntscheidung 

:ühertragen. 
(2), ben Vorsitz in den Atitschilssenjiihrt der Bürger-

meister oder ein von  ihm bestimmter Beigeordneter. An 
der Abstimmüng nimmt er nicht teil. 

• W. , 	 • . 	, 	• 	. 
Die Ausschüsse. 'sollen vor ihrer Beschlußfassu,ng  Ver-

treter ,derjenigen BeVÖlkerungsgrUppen, ' die von ihrer 
• , OEEntscheidu,ng  vorwiegend betroffen Werden, als Berater 

- anhören. 
-§ 51 

(1) Der. Bürgermeister benapbriehtigt die , gewählten 
Mitglieder.  der  Gemeindevertretung.  von  der Wahl,sobard 
deren Gilltigkeit- feststeht. - r . 
'(2)  Neugewählte Mitglieder werden durch ihn in pines , 

-..Sitzung der Gemeindevertretung dtirch Handschlag' ver-
, -Pflichtet. 

- 	52 
(1) Die Gemeindevertrefung ilberWacht die Verwaltung 

• der Gemeinde. Sie ist berechtigt, sieh -von .  der Ansführting' 
ihrer Beschlüsse und der VerWendung der Gemeinde- 
•einnahmen zu überzeugen. Sie kann zu diesem Zweck 
von dem btirgernieister Einsicht in die Akten durch einen 
-von-  iF, geWählten Ausschuß 'verlangen..' . 
• (2) Die Gemeindevertretung -hat die ..d_auetUde Kii:dung 

In eiligen Mien kann der Bürgermeister die. Ladefrist 
auf  einen Tag abkürzen. - 	' 

(i) Die Berufung muß erfolgen, wenn ein Viertel der • 
Kitglieder es unter Angabe der zur Beratung zu Bielica-
den. Gegenstände verlangt. • • 

. • 	 § 55 
, (1) Die Sitzung der Gemeindevertretung . ist • öffentlicbr  

Für einzélne Gegenstände  kann durćh besonderen in ge-
heimer Sitzung zn fassendexr. Beschluß die Offentlichkeit • 
ausgeschlossen werden.  • . 

(2) Bei den Sitztingen der Ausschüsse kann die Offent-. 
lichkeit ausgeschlossen:werden: 

, 
§56  

(1) Die Gemeindevertretung regelt *ihre. Innère,n A nge-
legenheiten durch eine Geschäftsórdnung. 

, 
 

(2)- Die  Geschäftsordnung kann'Zuwiderhandlungen der 
Nirtglieder gegen ihre Bestimmungen -mit Strafen belegew 

:diese können in Geldbußen  bis zu Myt 100.—, 'bei Mehrmals 
wiederholten Zuwiderhandlungen in derryauf Zeit :coder „für 
die Dauer* der  Wahlperiode Zu verhängenden AusSchlull 
aus der Gemeindevertketung bestehen. , • 
- (3) Die Strafen werden durch Beschruß der Gemeinde- - 
vertretung verhängt. Gegen den Beschluß findet die Klage 
im .Verwaltungsstreitverfahren statt. 

, • (4)•Ubek den` wesentlichen Inhalt der Beratimgen der Ge-
meindevertretung ist eine Niederschrift Zu fertigen, - die 
'vom. Bürgermeister und  zwei  von der GerneindeV trening 
gewählten- 11fitg1iedern, unterzeichnet wird. 

§' 57 	 - 
Bevölkerungsgruppen, die -gemeinsame wirtschaftliche, 

soziale oder kulturelle Belange haben, können dem  ür-
gêrmeister einen oder, mehrere Vertreter zur Wahr-
nehmung ihrer -Belange  gegenüber  der Gemeindever-

- waiting benennep,.. Auf Verlangen, des Bürgermeisters 
haben sie ihm -ein Verzeichnis ihrer Mitglieder einz)- 

-- "Seehster Teil 
Gemeindewirtschift. 

Erster Abschnitt: GeMeindevermagen. . 	, 

reichen Mid "es auf dem Laufenden zu halten; 

. —- der Verwaltung der Gemeinde mit allen' Schichten der 	In Gemeinden, die  nicht  mehr als vierzig Wahlberech- 
. 

4, 	_ Bilrgerschaft zu sichern. Zu diesem Zweck kann sie auch , tigte haben, tritt an -Stelle der Gemeindevertretung die' Ober die Vorschrlften des 1 48 hinaus zu Gemeindeange- _ Geraeindeversanuhlung. 	• 	' 
legenheiten Stellung nehmen; jedoch sind ihre Beschlüsse  in diesem Fall für den Bürgermeister nicht verbindhch. 

, , (3). °tier andere als Gemeindeangelegenheiten darf die_ 
' 	Gemeindevertretung nur_ dann beraten,. wenn ihr solche 

 durch Gesetz oder durch die Aufsichtsbehörde zugewiesen : 
's ' Werden 	r 	 , 

• ' 	 , - \ - - 	 ' 	•§ 53 	rj  

§58  
(1) Der Bürgermeister ist verpflichtet, Seiehlilsse. dek 

Gemeindevertretung, die deren Bêfugnisse ilbeischreiten 
_ oder ein Gesetz verletzen, mit atifschiebender Wirkung 
zu beanstanden. , 

(2) Die Gemeindevertretung 1¯ann gegen die Beanstan-
dung Klage im Verwaltungsstreitverfahren erheben. Sie 
wählt zu diesem Zweck einen . oder mehrere, jedoch 
höchstens drei Obmänner  sus ihrer Mitte. 

§ 59 - _ 

(1)-.Die Be4hlüsse der Gemeindevertretung werden nach 
Stimmenmehrheit der abstiminenden.  Mitglieder gefaßt. . 
_ (2) Bei Stimmengleichheit entscheidet der Bürgermeister: 

„ (3) 'Die Gemeindevertretung.  Ist beSchlußfähig, • wenn-
'lnach ordnungsynäliiger Ladung mindestens. die Hälfte der - , 

. • :Mitglieder 'anwesend ist. 	„ 	, 	. 
(4) Wird  die Gemeindevertretung zum zweitenmal zur 

• Verhandiung über denselben Gegenstand zusammenberu- - 
T fen, so is,t sie Wine Riieksicht  auf  dies Zahl der Erschie-

nenen kets beschitißfähig; bei der  zweiten Ladung miff-
.thii • diese Bestimniting' ,auscIrlicklich hingewiesen werden. 

, 	§54 	- 
(1) Die Zusammenberufung der  Gemeindevertretung • ge-

schieht durch den Bilrgerineister unter Angabe der Gegen-
stände der Verhandlung Mit einer Frist  von drei Tagen. 

§ 60 
(1) Das Gemeindeverniögen ist pfleglich und wirtschaft-

lich zu Verwalten. Mit möglichst wenig Kinten soll es den 
bestmöglIchen Ertrag bringen. _ 

(2) Das Gemeindevw,Intigen ist aus 'Mitteln des  ordent-
lichen Haushalts zh unièrhalten. 

(3) Für Vermögenigegenstände, „die nach Alter, Ver- - 
branch odeesonstiger Wertminderung "jeweils ersetzt ader 
nach wachsendem Bedarf erweitert werden müssen, sind 
die Mittel zur Ersatzbeschaffung oder Erweiterung aus 
Mittern des ,  ordentlichen Hauhalts anzusammeln (Er-
neuerungs-, _ Erweiterungsrücklagen). 

. 	§ 61 
(1) Die "Gerneinde soll Vermögensgegenstände nur er- - 

werben, soweit sie zur Erfilllung ihrer Aufgaben erforder- 
lich sind oder in absehbarer Zeit erforderlieh werden,' . 	, 	, 
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(2) Die Gemeinde darf Vermögensgegenstande' gegen 
Entgelt regelmäßig nur aus Mitteln des ordentlighen 
Haushalts oder  au S Rücklagen erwerben, die sie fili. diesen 
Zweck  au g Mitteln des ordentlichen • Haushalts ange-
sammelt hat. Darlehen zutn Erwerb von Vermögensgegen-
ständen soll sie nur aufnehmen, wenn es .  sich' um einen 
nicht -  voraussehbaren außerordentlfchen Bedarf liandelt, 
oder wenn 'Sie aus sonstigen zwingenden Griinden Rück-
lagen nicht ansammeln konnte. 

§62 	 „ 
(1) Die Gemeinde darf Vermögensgegenstände, die sie 

für ihre Aufgaben in absehbarer Zeit nicht braucht, ver-
äußern. 	 • 

(2) Die Gemeinde bedarf der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde, wenn sie 

1) Vermögensgegenstände elier Art unentgeltlich 
veräußern, 

2). Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte ver-
kaulen oder tauschen, 

3) Sachen, die einen besonderen wissenschaftlichen, 
geschichtlichen oder künstlerischen Wert haben, 
besonders Archive und Telle' solcher, veräußern 
oder wesentlich verändern will. 

(3) Der Minister des Innern kann durch Verordnung 
Rechtsgeschäfte nach Abs: -  2 Nrn.'1 'Und 2 von der Ge-
nehmigungspflicht freistellen, wenn sie ihrer Natur nach 
regelmäßig wiederkehren, oder Wenn bestimmte Wert-
grenzen nicht überstiegen 'werden.! 

§63 
'Der Ends ans der Veräußerung von Vermögensgegen-

ständen ist dem Vermögen zur Erlialtung seines Wertes 
zuzuführen oder zur außerordentlichen Tilgung von, Dar-
lehen zy verwenden, -Ausnahmsweise, darf es zup Ver-
minderung des Darlehensbedarfs :des außerordentliehen 
Haushaltsplans oder zur Deckting !von Fehlbeträgen aus 
Vorjahren verwendet werden, Wenn dies nach den 
Grundsätzen einer ordentliehen Finanzwirtschaft ver-
tretbar ist. 

§64 
Für die Bewirtschaftung der Gemeindewaldungen gilt 

das bisherige Recht. 
§65 

(I) Für die Nutzung des Gemeindevermögens, .dessen 
Ertrag nach bisherigem Becht ,nicht der Gemeinde, son-
dem sonstigen Berechtigten zusteht (Gemeindeglieder-
vermögen), verbleibt es bei den rsherigen Vorschriften 
und Gewohnheiten. - 
_ (2) Gemeindevermögen darf nicht in Gemeindeglieder-
vermögen umgewandelt werden. t 

§6 
(1) Die Gemeinde verwaltet die örtlichen Stiftungen nach 

den Verschriften dieses Gesetzes, Soweit nicht durch Ge-
setz oder Stifter anderes bestimmt ist. Das Stiftungsver-
mögen ist vpn dem übrigen Gemeindevermögen getrennt" 
zn halten und so anznlegen, daß es für seinen Verwen-
dungszweck , greifbar ist. 	1 

(2) Ist die Erfüllung des Stiftungszwecks ,unmöglich ge-
worden,- oder gefährdet die Stiftung das GemeifiWohl, so 
sind die Vorschriften des §, 87 .  dès Bürgerlichen Gesetz.: 
buches anzuwenden. Die thnwandlung  des Stiftungs-
zwecks und die Aufhebung der Stiftung steht der Ge-
meinde zu; sie bedarf der' Genehmigung der Aufsichts-

1,  behörde. 

Zweiter Abschnitt: 

Wirtschaftliche Betätigung der Gemeinde. 

§ 67 	 • 
(1) Die .Gemeinde darf wirtscheftliche . Unternehmen nur 

errichten oder wesentlich erweitern, wenn 
1)-der öffentliche Zweck da Unternehmen recht-

fertigt, 	 , 

2) das Unternehmen ,nach • Art und Uthfang in einem 
angemesseneń  Verhältnis zu der - Leistürigsfähig-

' kelt  der Gemeinde und zum voraussichtlichen Be- 
darf steht, 

3) der Zweck nicht besser und wirtschaftlicher durch 
einen anderen erfüllt wird oder erfüllt werden 
kann. 	. 

(2) Wirtschaftliche Unternehmen im Sinne dieses Ab-
schnittes sind nicht 

1) Unternehmen, zu deneh die Gemeinde gesetzlich 
verpflichtet ist, 

. 2) Eifirichtimgen des  Unterrichte-, trziehungs- und 
' Bildungswesens, der körperlichen Ertüchtigung, 

der Kranken-, Gesundneits- und Wohlfahrtspflege. 
Auch diese Unternehmen Lind  Einrichtungen sind nach 

wirtschaftlichen_ Gesichtspunkten ,zu verwalten. 
(3) Bankunternehmefi darf die Gemeinde nicht er-,  

richten. 	 , 	- 
(4) Für das öffentliche Sparkassenwesen verbleibt es bel. 

den besonderen Vorsehr4ten. 

- 	§ 68 	
t 

Venn die Gemeinde wirtschaftliche Unternehmen er-
richten oder wesentlich erweitern will, so hat sie der 
Aufsichtsbehörde, rechtzeitig, mindestens sechs Wochen vor .  

Beginn oder Vergebung der Arbeiten darüber zu berich-
ten. Aus cleni' Bericht muf3 zu ersehen sein, ob die gesetz-
lichen Voraussetzungen eritilllt sind, und ob die Deckung 
der Kosten, tatsächlich und rechtlich gesichert ist. ,  

§ 69 _ 
(1) Die Gemeinde darf sich an einem wirtschaftlichen 

Unternehmen nur beteiligen, wenn die Voraussetzungen 
des § 67 vorliegen, und wenn für die Beteiligung erne 
Form .gewählt wird,' die die Haftung der Gemeinde auf 
einen bestimmten Betrag begrenzt. § 68 gilt entsprechend.' 

(2) Die' Beteiligung der Gemeinde an einem tZweckvere 
band, an dem' ausschließlich öffentliche  Körperschaften 
beteiligt.- Sind, bleibt hiervon unberührt. 

_ 	_ _ § 70 
(1) Der Bürgermeister vertritt die Gemeinde in der Ge-

seRschafterversammlung oder in dem dieser gleichgestell-
ten Organ der Unternehmen, an denen die Gemeinde be-
teiligt ist. Bestellt der Bürgermeister Beamte oder An-
gestellte als Vertreter, so sind sie an seine Weisungen ge-
bunden. 

(2) Abs. 1 gilt  entsprechend,  wenn der GerHaeinde das 
Recht eingeräumt ist, Mitglieder des Vorstandes, des Auf-
sichtsrats oder eines ähnlichen Organs Von Unternehmers 
.zu bestellen. 

.(3) Werden )3eamte oder Angestellte  der Gemeinde aus 
dieser Tätigkeit haftbar gemacht, so hat ihnen die Ge-
meinde den Schaden an ersetzen, es sei denn, daß sie ihn 
vorsätzlich oder grob .fahrlässig herbeigeführt haben. 
Auch in diesem Falle ist die ,Gemeinde schadenersatz-
pflichtig, wenn Beamte oder Angestellte naeh Anweisung 
gehandelt haben, 

§ 71 
(1) Vertreter der Gemeinde in dem 'Torstand,  dem Auf-

sichtsrat" oder einem sonstigin Organ' einer Gesellschaft, 
an  der Gerneinden . ocler Gerneindeverbände Mit mehr als 
_75 vom nandert beteiligt sind, dürfen der  Aufnahme  von 

'Darlehen und Kassenkrediten, nur mit Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde  zustimmen. 

(2) Sind mehrere Gemeinden beteiligt, die verschiedenen 
Aufsichtsbehördets unterstehen, so hat die -ndchsthöhere 
"gemeinsame Aufsichtsbehörde auf Antrag des Vorstandes 
eine für alle Beteiligten zuständige Aufsichtsbehörde zu 
bestimmen. 

(3) Die,se Vorschriften sind entsprechend anzuwenden, 
wenn ein Unternehmen, an dem Gemeinden öder Ge-
meindeverbände Mit mehr als '75 'vom Hundert beteiligt 
sind, sich- an einem anderen Unternehmen beteiligen 

• 

- 
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'§ 72 	 . für den gleichen Zweck rechtlich und tetsächlich de- 
(i) Wirtschaftliche Unternehmen sollen einen Ertrag -für Sichert ist, oder wenn ein zur Abdeckung des Darlehens 

den Haushalt der Gemeinde abwerfen. 	' 	, 	ausreichender Erlös aus der Veyäußerung von Gemeinde- 

. (2) Die Einnahmen jedes Unternehmens sollen • minde- " vermogen  bis. zur Fälligkeit bestimmt eingeht. 	.. 
- 

stens alle Aufwendungen decken 'land angemessen-e  Rück-  - T" 	• 	' 	- 	 , ' - 

die Stenern die Zins-:-  und Tilgungsbeträge für 	Zu 	(i) Dio ,Gemeinde bedarf zur Aufnahme `der Darlehen, , 	, 
Zwecken des Unternehmens  aufgenommenen  Schulden,; -deren GeSamtbetrag nach § 76 genehmigt wordenist, zur 
die marktübliche Verzinsung  der von der Gemeinde zur Übernahme yen, Bürgschaften ., und Verpfliehtung;en aus 
Verfügung gestellten Betriebsinittei sowie die angemessene , GewährVerträgen und zur Bestellung anderer Sicherheiten . 

' Vergütung der Leistungen Und Lieferungen v¯ri :Unter- der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 
pehmen und ,Verwaltungszweigen der Gemeinde für das 
Unternehmen. 	 - 

§ 
Bpi Unternehmen;  fi  die kein Wettbewerb gleicharti-

ger Privatunternehmen besteht, dad der Anschiuß und 
die Belieferung nicht davon  abhängig gemacht werden, 
daß auch andere Leistungen öder  Lieferurigen abgeimm-  5 sei _denn, daß es sich unmittelbar  • ()der mittelbar um 
men Werden. 	 • 	Verpfl ichtungen gegenüber Ausländern oder in . einer 

anderen els der Reichswährung -handelt Die Aufnahme 

	

voń  
. 	

Darlehen ist in jedem Fall genehrnigungspflichtig. 
0.) Für die Unternehmenn ohne . .Rechtspersönlichkeit , 

(Eigenbetriebe) sind Betriebssatzungen  aufzustellen. 	 ' 	 § •9: 
(2) Für jedes Unternehmen sind Beiräte tu ,  bestellen. 	Die  Gemeinde darf air Sicherung des Darlehensgebers 

' Für nielifere Unternehmen können gemeinsaine' BeirTite keine besonderen Sicherheiten bpstellen. . Die -Aufsichts•I 
bestellt Werden. Als Beiräte sMd wirtschaftlich besoridess behörde kann Rüsnahmen  zulassen,  Wenn Und soweit die 
sachkundige Bürger zu berufen.  _ - Bestellu_ng von . Sicherheiten der Verkehrsübung ent- 

(3) Haushaltsführung, Vermög-ensverwaltung  und Pech- 

	

spricht. 	- 	' 
nungslegung jedes Unternehmens sind so einzurichten, 

, dali  se eine bescindere Betrachtung der Verwaltung und 
des Ergebnisses ermöglichen. 

§ 75 
Zur 'Umwandlung eines EigenSetriebes in  ein

-  
rechtlich 

:Selbständiges .Unternehmen bedarf. die Gerneinde der Ge-
nehrriigung der Aufsichtsbehörde. 	 . 

. Vierter' Abschnitt: Schulden..  

§,76' 
(1) Die. Gemeinde darf Darlehen (Anleihen, •Sehuld-

seheindarlehen,  sonstige Kredite mit  Ausnahme  der Kas- s. 
Senkredite) rfur  im  Rehmen  des ..euf3erordentlichen ,Haus-
haltsRlans aufnehmen. Der Gesamtbetrag s." der `Darlehen, 
die zur Bestreitung: von,Adsgaben des- außerordentlichen 

: Haushaltsplans dienen .sellen,"-"bedarf 'im Rahmen, der 
HaushaltsSatzting der Genehmigung' der  Aufsichtsbehörde.  

ie Genehmigung :Wird  vorbehaltlich  der Genehmigung 
zur Aufnahme der einzelnen Darlehen-(§ 78) .  ausgesprochen ; 

• sie  ist zu versagen, soweit sich schori in diesem Zeitpunkt 
erkennen 'läßt, daß die ' Voraussetsungen für die Auf-
naklnie der einzelnen Darlehen offenbar nicht vorliegen. 

(2) Darlehensermächtigungen irn_ . 'au13. erordentlichen 
Haushaltsplan erlöschen unbeschadet der' Vorschrift  des
§,. 87 mit Ablauf „des Rechnungsjahres. 

. 	, 	. 

• ' 	, Vœrschrift des § 87 mit Ablauf des Rechnungsjahres. (1) Die .Gemeinde dal . Darlehen liar zur Bestreitung . 
(2) Die Aufnahme Von Kassenkrediten ist nur zu ge-, eines ,atTßerordentlichen und :unabweisbaren Bederfs und 

ńuŕ  insoweit aufnehmen, alse zu seiner nderweitigeti nehmigen, -wenn der Bedarf nicht aus Mitteln der Be. 
Deckung nich in der Lage ist. Kann der Aufwandtfür 	

; a 
triebsrücklage, zu deren Ansammlung jede Gemeinde 

"- die Verzinsting 	Tilgung voraussichtlich nieht durch • 
-pflichtet ist, gedeckt werden ,kann. , 

,Mehreinnahmen 	Ausgab. enersparnisse„ die  sich aus 	(3)  Kassenkredit sind aus brdentlichen Einnahmen des 
der Verwendung der Darlehensmittel i. ergeben, dauernd , laufenden Haushaltsplanes . oder  somt innerhalb yen nenn 
„ausgeglichen' werden; so  mull die Gemeinde.riachweise ń , Monaten Zurilelizdzahlen.' 'Fili Ausgeben des außer-
dali die .Verzinsungs--• lurid Tilgungsverpflichtungen mit . .ordentlichen Hadshaltsplans. dürfen sie nicht  verwendet  

• ihrer dauerriden ,  Leistungsfähigkeit 	Einklang  ' stehen.  ' werden.  
Der -.  Nachweis  gilt in der. Regel- alserbracht, wenn die  • 
Gemeinde 	Aufnahme  des.. Darlehens 	bereits , einen, 

• .wesentliehen Betra g .  für den DeriehenszWeck aus Mitteln 
des .ordentlichen Haushalts angesammelt  hát 

(2) Die Gemeinde  dell.  ein Darlehen, das sie bis .  zur 
- Fälligkeit  aus Mitteln  des, órdentlichen Haushálts ni ćht, • 'Daa, Rechnungsjahr  der Gemeinde  

•• Zurtickzahlep kann, nur atifnehrnen, wenn és  sich  ,als Rechnungsjahr des Staetes., Es Wird 
Nfirwegnahme  feines • langfristigen:  Darlehens darstellt, dps-  jahr benannt,  in dem es beginnt. 

lager ermögliehen. Zu den AUfwendungen, gehören auch 	 . • §78 

(2) Der Genehmigling unterliegen auch Rechtsgeschäfte, 
die .einem der im Abs._ 1 bezeichneten Rechtsgeschäfte 
Wirtschaftlich gleichkommen. 

(3) Eine Genehmigung ist  sucht  erforderlich für die im 
Rahmen der  laufenden  Verwaltung abzuschließenden, 
ihrer Natur nach regelMäßig wiederkehreriden Geschäfte, - . 

§80 
(1) Die .Gernein.de hat für' jedes Darlehen einen Tilgtings-

plen  aufzustellen.  
(2) -In dem. Tilgungsplan ist 'ein-e Tilgung in dek Mindest-

höhe der Rückzahlungsbedingungen* des Darlehensver-
,trages vorzusehen. .Darlehen,. zur Befriedigung wieder- - 
kehrender Bedürfnisse sind bis zur Wiederkehr pieś  Be-
dürfnisses zu -tilgen. Allgemein sind die  Tilgungsbeträge: 
um so ,höher zu bemessen, je geringer der ,unmittelbare 
Wirtschaftliche Nutzen des Darlehenszweckes ist. , 

(3) Für Darlehen, die mit dem Gesamtbetrag fällig wer-
den,' oder für •  die' der Tflgungsnlan eine von den Rtick- ' 
zahlungsbedingungen abweichende Tilgu,ng vorsieht, Sind: , 
die Wilgungsbeträge planmäßig  anzusammeln  und bereit-
zuhalten  (Tilgungsrücklage).  

81 
(1) Die_Gemeinde darf Kredite ziir reeh¯eitigeri Leistung, 

von '-Ausgaben  des 'ordentlichen Haushaltsplans •  (Kassen-
kredite)-  nur big zu dem in der  Haushaltssatzung festge-
setzten und von der  Aufsichtsbehörde genehmigten.  
Höchstbetrag aufnehmen. Die Genehmigung darf nur in 
Ausnahmefällen für einen höheren Betrag als einechstel - 
des haushaltsmäßigen ordentlichen  Einnahmesolls erteilt 
werden. Kassenkredite,  die im` Zeitpunkt einer neuen. , 
Genehmigung nicht zurückgezahlt sind,  sind  bei der neuen, , - . Genehmigung einzureichen.' Dip Genehmigung  zur Auf- 
nehme weiterer Kassenkredite erlisett unbeschadet 'der 

Vierter Abschnitt: 'Haushait. 

_ , 	 t 	 • 	 • 	 • 	 - 	 ^ 
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§83 
rdr jedes Rechnungsjahr,  hat die 'Gemeinde eine Haus-

haltssatzung zu erlassen. Sie enthält  die Festsetzung 
1) des Haushaltsplans;. 	 • 
2) der SteUersätze für die Gemeindesteuern, die 

fili. jedes Rechnungsjahr neu festzusetzen sind, 
3) des Höchstbetrages der K as*senkredite, 

'4) des Gesamtbetrags der Darlehen, die zur BestreiL 
tung von Ausgaben des euBerordentlichen Haus-
haltsplans bestimmt sind. 

§ 84 	F 	..._ 	• 
Die Haushaltssatzung ist vom BtirgerineisOE ter so recht-

zeitig zu entwerfen, daß sie nach ileschlußfassung durch 
die Gemeindevertrettmg spätestens einen 'Monet 1,yier Be-
ginn• des Rechnungsjahres, der A.ufsichtsbehörde vorge-
legt werden kann. 

- §85. 	̂ 
(1) Der Haushaltsplan hat alle vOraussehba'ren Ausgaben 

und Einnahmen des Rechnungsjahres zu enthalten. Die 
. Ausgaben sind unter,Einbeziehung von Fehlbeträgen aus 

Vorjahren mit den Einnahmen atisztigleichen. • 
(2) Die Gerneinde kann Steuern und 'Abgaben nach den 

gesetzlichen Vorschriften erheben, soweit die sonstigen 
Einnahmen zur Deókung der Ausgaben nieht ausreichen. 

§86 
(1)`,Die Haushaltssatzung bedarf d:er Genehmigung der 

Aufsichtsbehörde ftir ' 	 • 
' 1) die Höhe der Steuersätze nach den darner be; 

stehenden Vorfchriften, 
2) den Höchstbetrag der Kassenkredite, 
3) den Darleheusbetrag im aiißerordentlicheii kam-

' haltsplan. 
(2) die Satzung ist öffentlich bekanntiumachen, bei 

Genehmigungspflicht der Satzung nach Ausspruch der 
Genehmigung. 

(3) Gleichzeitig *mit der Bekanntmachung ,,.der Haus-` 
haltssatzung ist der Haushaltsplan eine Woche lang 

. öffentlich auszulegen. • 

87 
Ist die Haushaltssatzung bei Beginn des' Rechnurigs-

jaLres  noch nicht bekanntgemacht, so darf der Bürger-
meister 

1) nur die Ausgaben„1eister4 r  die bef  sparsamster 
Verwaltufig nötig sind, Mn 
'a) die bestehenden Gerneindeeinrichtungen' in 

geordnetem .Gang zu erhalten und den gesetz-
lichen Aufgaben und rechtlichen Verpflich-
tungen der Gemeinde 'zu genügen, 

b) Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistun-
gen fortzusetzen, flirt die &irch' den Haus-
haltsplan eines Vorjahres bereits Beträge 

, 	festgesetzt .worden sind, die haushaltsrecht- 
'lich noch verausgabt I werden können; 

2) die feststehenden Einnahmen und die Einnahmea 
aus den für ein Rechniangsjahr festzusetzenden 

. Steuern und Abgaben  nah  den Sätzen des Vor-
jahres forterheben, soweit gesetzlich nichts ende-
rw° bestimmt ist; Zahlungen, die der Pflichtige 
hiernach geleistet  hat, lind auf die nach der 
Haushaltssatzung fiir das neue Rechnungsjahr zu 

. erhebenden Beträge .  anztirechtien;, 
3) im Rahmen der Genehmigung des Vorjahres noch 
- nicht in Anspruch genomraene'Kassenkredite  aut-
. nehmeń; - 

4) im Rahmen der Ansätze des außerordentlichen 
Haushaltsplanes des Vorjahres noch nicht in An-
spruch 'genommene Darlehen atitnehmen. - 

§ 88 	tI 

(1) Die Haushaltssatzung kann int Lanie des Rechnungs-
jahres nur durch ęine Nachtragssntzung gétindert werden. 

(2) Der Erlass, einer NachtragSsatzung ist notwendig, 
wenn sieh im Laufe eines Rechnungsjahres Zeigt, dan " 

1) der im Haushaltsplan vorgesehene Ausgleich der 
Einnahmen und Ausgaben auch bei Ausnutzung 
jeder Sparmöglichkeit nur durch eine Änderung 
der Haushaltssatzung erreicht. werden kenii; 

. 2) über- oder ani3erplanmäßige Ausgaben in erheb- 
Umfange geleistet werden müssen; § 91, 

'Abs. 2 bleibt unberührt. 

§89 
Die Haushaltssatziing bildet die Grundlage für die Ver-

waltung aller Einnahmen und Ausgaben. Der Bürger-
meister hat die Verwaltung nach der Haushaltssatzung zu 
Maren. Er darf die Haushaltsmittel nur insoweit und 
nicht eher in Anspruch nehmen, als es bei einer -mirt-
Schaftlichen •  und sparsamen Verwaltung erforderlich 

§ 90 	" . 	• 
Die Vorhaben, deren Kosten aus Mitteln des algier-, 

ordentlichen Haushaltsplanes ganz oder teilweise zu 
decken sind, dürfen erst In Angriff genommen werden, 
wenn die dafür yorgesehenen Einnahmen eingegangen sind, 
oder węnn der rechtzeitige Eingang rechtlich und latsäch-
lich gesicherrist. . 

§Ö1  
(1) tYberplanmliBike und außerplanmäßige ' Ausgaben 

dürfen  "nur mit Zustimmung des Bürgermeisters und der' 
Gemeindevertretung geleistet werden; die Zustimmung 
darf nur bei unabweisbarem Bedürfnis erteilt werden. " 

(2) tiberp1anna5.13ige und außerplanmäßige Ausgaben; die 
zum außerordentlichen Haushaltsplan gehören, dürfen 
nur nach Änderung  der Haushaltssatzung geleistet :werden. 

(3) Entsprechendes gilt Mr Anordnungen, durch die Ver-
bindlichkeiten der Gemeinde entstehen können, für die 
ausreichende Mittel im  Haushaltsplan nicht vorgesehen 
sind. 

§ 92 
Beamte und Ang¿stellte der Geineinde, die schuldhaft 

gegen die Vorschriften dieses' Abschnittes  verstollen, 
haften ' der Genteinde für den daraus entstandenen 
Schaden. :^ 

.Leistet ein Beamter oder Angestellter der Gemeinde 
'ohne Zustimmung  des Bürgermeisters oder des zuständi-
gen Beigeordneten eine überplanmäßige oder außerplan-
mäßige Ausgabe oder trifft er chile Zustimmung eine An-
ordnung,  durch ąie Verbindlichkeiten der Gemeinde ent-
stehen können: ftír die .Mittel im  Haushaltsplan nicht vor-
gesehen sind, so_ ist er der Gemeinde zum Schadenersatz 
verpflichtet, es sei denn, daß er zur Abwendung einer 
nicht voraussehbaren dringenden Gefahr für die Gemeinde 
sofort handeln mußte, 'hierbei nicht über das durch die 
Notlage gebotene  Mall  hinausgegangen ist und mit dem 
Antrag auf Zustimmung unverzüglich Anzeige erstattet. 
Das  gleiche  gilt, wenn er ohne vorherige rechtzeitige An-
zeige beim Bürgermeister oder zuständigen Beigeordneten 
eine Zahlung leistet oder eine Anordnung trifft, obwohl 
er erkennt oder erkennen muß,. dat) durch die Zahlung 
Oder` Anordnung später der Haushaltsplan überschritten 
werden muß. 

§94 
(1) Die Kassengeschäfte Mirt ein besonderer Kassen-

verwalter; er hat einen Stellvertreter. 
(2) Die Kassen der Gemeinde sollen in einei .  Hand ver-

„„einigt  werden. Ist ein hauptamtlicher Kassenverwalter  be-
stimmt, -• so müssen sie in seiner Hand vereinigt Werden; 
die Aufsichtsbehörde kann Ausnahmen zulassen. 

§95 
per Bürgermeister hat fiber die  Einnahmen  und Aus-

gaben des Rechnungsjahres im ersten Viertel des neuen 
Rechnungsjahres Rechnung zu legen. 

, 	 ' 

Fünfter Abschnitt: -  
Kassen-, Rechnungs- und Prüfungswesen. 

• 
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§96 
. (1) Der Bürgermeister legt die Rechnung der Gemeinde-

vertretung zur Entlastung vor. 
(2) In Getneinden, in denen ein Rechntingsprüfungsamt 

besteht, hat der Bürgermeister zunächst diesem die Rech-
- wang ztizuleiten. 

§97 
Das Rechnungsprüfungsamt hat die Rechnung mit allen 

Unterlagen dahin zu prüfen, 
1) ob der Haushaltsplan eingehalten ist, 

• .2) ob die einzelnen ReChnungsbeträge sachlich und 
rechnerisch in vorschriftsmäßiger Weise begründet 
und belegt sind, 

, 3).  ob bei den Einnahrnen und Ausgaben _nach dem 
Gesetz und sonstigen Vorschriften verfahren wor- 

• den ist. 

§ 
(1) Ergibt die Prüfung der Rechnung Unstimmigkeiten, 

so berichtet das Rechnungsprüfungsamt dem Bürger-
meister.- dieser veranlaßt - die erforderliche  Aufklärung. 

(2) Das Rechnungsprüfungsamt  fallt  seine Bemerkungen 
in einem Schlußbericht zusammen. 

• §99 	 • 
Der _Bürgermeister legt die Rechnung mit dem Schluß-

bericht des Rechnungsprüfungsamtes grid dem Ent-
lastungsbeschltiß der Gemeindevertretung der Aufsichts-
behörde vor. 

§100 
Stadtkreise müssen ein Rechnungsprüfungsamt einrich-

ten; andere Gemeinden können es einrichten, wenn ein 
Bedürfnis dafür besteht uncl die Kosten im angemessenen 
Verhältnis zum Umfang der Verwaltung stehen. 

• §101  
(1) Das Rechnungsprüfungsamt untersteht unmittelbar  

dem Bürgermeister oder dem von ihm bestimmten ,Bei-
geordneten. 

(2) Der Bürgermeister kann die Leitung des Prüfungs-
amtes nur mit Genehmigung 'der Aufsichtsbehördê einem 
Beamten übertragen und entziehen. 

(3) Der Leiter des Rechnungsprüfungsamtes  darf mit 
dem Bürgermeister den Beigeordneten sowie dem Kassen- • 
verwalter _nicht verehelicht oder bis zum dritten Grade, 
verwandt oder bis zum zweiten Grade verschwägert sein.  

(4) Der Leiter des Rechnungsprüfungsamtes darf Zah-
lungen fili. die Gemeinde weder anordnen noch ausführen. 

§102 
Der Bürgermeister kann dem Rechnungsprüfungsamt 

weitere Aufgaben übertragen, insbesondere 
1) die laufende, Überwachung der Kassen der Ge-

meinae und ihrer Unternehmen sowie die Kassen-
und Vorratsprüfungen, 

2) die laufende Prüfung der Wirtschaftsführung der 
wirtschaftlichen Unternehmen, die Prüfung der 
Betätigung der Gemeinde als Gesellschafter oder 
Aktionär in Unternehmen -mit eigener Rechts-
persönlichkeit und die Buch- 'und Betriebs-
prilfunden, die sich die Gemeinde bei einer Be-
teiligung, bei, der Hingabe eines Darlehens oder 
sonst vorbehalten hat, 

3) die Prüfung von Vergebungen, 
4) die Prüfung der Verwaltung auf Zweckmäßigkeit 

und Wirtschaftlichkeit. 

, 
	

§103 

(1) Der Minister des Innem regelt im Einvernehmen•mit 
dem Finanzminister durch Verordnung die überörtlich 
Prüfung des Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens, 
der Wirtschaftlichkeit . und Zweckmäßigkeit der Ver-
waltung sowie der wirtschaftlichen Unternehmen der Ge-
meinde. 

(2) Zu diesem 'Zweck wird eine Anstalt des. öffentlichen 
Rechts errichtet, die dem Minister des Innern untersteht. 
Bis zu ihrer Errichtung setzen die bestehenden, ilberört-
lichen Prüfungseinrichtungen ihre Tätigkeit fort. 

Sechster Abschnitt: - 

Gemeinsame Vorschriften zum 1. bis 5. Abschnitt. 

", 	§l04 
(1) Geschäfte des bilrgerlichen Rechtsverkehrs, die ohne 

die nach den Vorschriften der Abschnitte 1 bis 5 erfor-
derliche  Genehmigung de'r Aufsichtsbehörde abgeschlossen 
werden, sind unwirksam. 

• (2)  Rechtsgeschäfte,  die gegen das Verbot der §§ 73 und 
79 verstoßen, sind nichtig. 

• § 105 

(1) Der Minister des Innern kann im Einvernehmen - mit 
dem Finanzminister durch Verordnung Eptschließungen, 
die nach den Vorschriften der Abschnitte 1 bis 5 der Ge-
nehmigung der Aufsichtsbehörde bedürfen; von der Ge-
nehmigung allgemein freistellen und dafür die vorherige 
Anzeige an die Aufsichtsbehörde verschreiben. 

(2) Der  Minister» clés Innern kann im Einvernehmen mit 
dem Finanzminister durch Verordnung die Wirtschafts-
führung der Gemeinden näher regeln, namentlich 

1) die Aufnahme 'von Darlehen tind Übernahme  son-
stiger Verpflichtungen im Sinne des § 78; 

2) die Bildung Von Rücklagen, 
3) die Aufstellung und Ausführung des Haushalts-

planes iii Anlehnung an die Reichshaushalts-
prdnung, 

4) die Nachweisungen und die Bewertung des Ge-
meindevermögens, 

5) das Kassen- und Rechnungswesen, 
6) das Rechnungsprilfungswesen. 

SiebenteiTeil 
Aufsicht. 

- 
§106  

Der Stoat beaufsichtigt die Gemeinde, um sicherzu-
stellen, daß sie im Einklang mit den Gesetzen und den 
Zielen "der Staatsführung verwaltet wird, Die Aufsicht 
Soil so gehandhabt werden, daß die Entschlußkraft und 
Verantwortungsfreudigkeit der Gemeindeverwaltung  ge" 
fördert,und nicht beeinträchtigt wird. , 

§107 

Aufsichtsbehörde Ober krersangehörige Gemeinden ist 
der Landrat; über Stadtkreise der Regierungspräsident 
Obere Aufsichtsbehörde über kreisangehörige Gemeinden 
ist der Regierungspräsident, über Stadtkreise der 
Minister des Innern. 

§108  
Die  Aufsichtsbehörde kann sich jederzeit über elle An-

gelegenheiten der  Gemeinde» unterrichten; sie kann an 
Ort und Stelle prüfen und besichtigen, mündliche und 
schriftliche Berichte einfordern sowie Akten und sonstige 
Unterlagen einsähen. 

§109  
Die Aufsichtsbehörde kann Beschlüsse und Anordnungen 

der Gemeinde, die das bestehende Recht verletzen oder 
das Staatswohl gefährden, aufheben und verlangen, daß 
getroffene Maßnahmen rückgängig gemacht werden. 

N 

§110  
Unterläßt es dit —Gemeindê, Beschlüsse zu fassen oder 

Anordnungen zu- treffen, die zur Erfilllung einer der Ge-
meinde gesetzlich obliegenden Verpflichtung erforderlieh 
sind, so kann die Aufsichtsbehörde an Stelle der Gemeinde 
das Erforderliche anordnen. 

§111 	 , 
Die Aufsichtsbehörde kann Anordnungen nach §§ 108 

bis 110 an Stelle ¡ind auf Kosten 'der Gemeinde selbst 
durchführen oder die Durchführung „ einem Dritteri, über-
tragen. 

• 
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§112 
Wenn und so lange der geordn te Gang der Verwaltung 

der Gemeinde es erfordert und die Befugnisse der Auf-
sichtsbehörde nach §§ 109-111 nicht ausreichen, kann 
die Aufsichtsbehörde einen Beauftragten bestellen, der 
alle oder einzelne Aufgaben ddr Gemeinde auf ihre 
Kosten wahrnimmt. 

§113 
(1) Die  Gemeinde kann gegen Anordnungen der Auf-

sichtsbehörde binnen zwei Wochen nach der Zustellung 
Beschwerde bei der oberen A4fsichtsbehörde einlegen. 

(2) Die Beschwerde hat  aufschiebende  Wirkung, es sei 
denn, daß die Aufsichtsbehörde eststellt, daß die Anord-
nung ohne Nachteil für das Wf ntliche Wohl nicht aus-
gesetzt werden kann. 

§114 

• (1) Gegen die Entscheidung der obertn Aufsichtsbehörde 
kann die Gemeinde Klage im V rwaltungsstreitverfahren 
erheben. 

(2) Die Klage kann nicht darauf gestützt werden, daß 
die Anordnung oder die Beschlüsse das Staatswohl nicht 
gefährden. 

§115 

(1) Ansprüche der Gemeinde gegen den Bürgermeister 
werden von der Aufsichtsbehör e geltend gemacht. Die 
Kosten der Rechtsverfolgung trä t die Gemeinde. 

(2) Verträge des Bürgermeister mit der Gemeinde be-
dürfen der Genehmigung aer Aufsichtsbehörde,  es sei 
denn, daß es sich um Vertrg  nach feststehendem 
Tarif handelt: § 104 Abs. 1 gilt ntsprechend. 

§116 
(1) Zur Einleitung der Zwangsvollstreckung gegen die 

Gemeinde wegen einer Geldforderung bedarf der Gläubi-
ger einer Zulassungsverfügung er Aufsichtsbehörde, es 
sei denn, daß es sich ui-n di4  Verfolgung dinglicher 
Rechte handelt. In der Verfügung hat die Aufsichtsbehörde 
die Vermögensgegenstände zu bestimmen, in die die 
Ztvangsvollstreckung zugelassen ivird, und über den Zeit-

, punkt zu befinden, in dem sie stattfinden soll. Die Durch-
führung der Zwangsvollstreckm* regelt sich nach den 
Vorschriften der Zivilprozaordrtung. 

. (2) Ein Konkursverfahren liber das Vermögen der Ce-
meinde findet nicht statt. 

Achter Teil 

Sehlußvorsehriften. 

1117 

Der Minister des Innern kann ziir Durchführung -des 
Gesetzes Rechts- und Verwaltungsvorschriften erlassen. 

§118 
Die entgegenstehenden Vorschriften der Deutschen Ge-

meindeordnUng vom 30. Januar 1935 treten aul3er .  Kraft. 

§119  • 
Die Vorschriften dieses Gesetkes treten nach Art. 7, 

Abs. 2 des Staatsgrundgesetzes vom k. 11. 1945 in Kraft, 
soweit sie das Bestehen einer GeMeindevertretung voraus-
setzen jedoch erst mit dem Zeitpunkt, an dem die Gültig-
kelt der Wahl nach § 7 des Ge eindewahlgesetzes vom 
15. Dezember , 1945 feststeht. 

Wiesbaden,  den 21. Dezember 945. 

Groß-Bessisches Staa sministerium 

Der Ministerpräsident 

gez, Prof. Dr. Geiler 

Verordnung 
liber die Vergiitung der Besatzungsleistungen 

und Vermögensrhäden durch den Staat Groß-Hessen 

vom 20. Dezembe: 1945 

§ 1 
1. Eine angemessene Vergütung kann gewährt werden 

für Vermögensnachteile, die entstanden sind oder noch 
entstehen als Folge einer gegen den  Geschädigten 
mittelbar gerichteten Anforderung oder Beschlagnahme 
für Zwecke der Besatzung der US-Armee. 

2. Als Vermögensnachteil ist insbesondere die Be-
Wirkung  von Leistungen anzusehen, die im freien Verkehr 
regelmäßig nur gegen Bezahlung bewirkt werden. 

3. Eine Ersatzleistung in Natur kann nicht verlangt 
werden. 

§2 

Als Besatzung_im Sinne dieser Verordnung gelten die 
in Deutschland stehenden Besatzungstruppen, die von 
ihnen eingerichteten Dienststellen, sowie die einzelnen 
Angehörigen und das Gefolge der Truppe und der ge-
nannten Dienststellen. 

§3 

Die Anmeldung des  Vergütungsanspruchs  hat bei Ver-
meidung des Ausschlusses spätestens innerhalb eines 
Monats nach Beendigung der Leistung bei der zustän-
digen Feststellungsbehörde oder  •  der Gemeindebehörde 
des Schadensortes schriftlich oder zu Protokoll zu er-
folgen. Vergütungsansprüche aus der zurückliegenden 
Zeit müssen innerhalb eines Monats nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung angemeldet werden. 

Ist der Beanspruchsberechtigte an der rechtzeitigen An-
meldung durch einen Umstand, den er nicht zu vertreten 
hat, verhindert worden, so kann er die Anmeldung inner-
halb eines Monats nach Wegfall des Hindernisses nach-
holen. Den Nachweis der Verhinderung und des Zeit-
punktes ihres Wegfalls hat der Anspruchsberechtigte zu 
führen. 

14 
Für das Verfahren zur Feststellung und Zahlung der 

Vergütung finden die Vorschriften der Kriegssach-
schädenverordnung vom 30. November 1940 mit den dazu 
ergangenen Rechts- und Verwaltungsvorschriften Sinn-
gemäß Anwendung. 

§5 
Für  den Vermögensschaden, der seit dem Einrücken der 

Besatzungsmächte innerhalb des Staates Groß-Hessen 
durch den Verlust der Nutzung einer Sache infolge An-
forderung oder Beschlagnahme seitens der Besatzung 
verursacht ist, Wird eine angemessene Entschädigung 
nach den Vorschriften dor 3. Anordnung ilbdr die Ent-
schädigung von Nutzungsschäden vom 23. April 1943 
(MB1. IV, S. '778) gewährt, soweit nicht nachfolgend 
anderes bestimmt ist. 

§ 
Nr. 2, Abs. 5 der 3. Anordnung vom 23. April 1941 er-

hält folgende Fassung: 
Hatte der Leistungspilichtige aus dem Gewinn der durch 

die Besatzungstnächte in Anspruch genommenen Sachen 
seinen und seiner Angehörigen Lebensunterhalt be-
stritten, so kann ihm neben den  Betriebskosten ein ange-
messener Unternehmerlohn gewährt werden. Voraus-
setzung hierfür ist, daß der Leistungspflichtige nachweis-
lich nicht in der Lage war, seine Arbeitskraft in der 
freien Wirtschaft oder sonstwie nutzbringend einzusetzen. 
Bei der Bemessung der Beihilfe für den Unternehmerlohn 
ist von dem Gewinn auszugehen, den der Leistungs-
pflichtige durch die Nutzung der Sache unter normalen 
Verhältnissen voraussichtlich erzielt hätte, wenn die An- 

Der Minister des Innern 
gez. V enedey 
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forderung oder Beschlagnahme nicht eingetreten wäre. 
Die Beihilfe für den Unternehmerlohn darf jedoch, so-
fern nicht besonders geartete Verhältnisse vorliegen, 
zusammen mit dem sonstigen Einkommen des Leistungs-
pflichtigen den Betrag von 300 RM monatlich nicht -aber-
steigen. 

Das Vorliegen eines Sachschadens nec § 2 KSSchVO. ist 
als Voraussetzung für die Geltendmachung eines 
Nutzungsschadens bei Besatzungsleistungen nicht er-
forderlich. 

§7 	, 
§ 5 und § 6 treten mit Ablauf des 31. Dezember 1945 

außer Kraft.  Über  die Regelung der Nutzungsschäden 
nach diesem Zeitpunkt ergeht besondere Verordnung. 

§8 

Diese Verordnung ist am 20. Dezember 1945 durch 
öffentlichen Anschlag im Staatsministerium in Kraft ge-
treten. 

Wiesbaden, den 20. Dezember 1945. 

Groß-Hessisches Staatsministerium 
— 

Der Ministerpräsident 
	

Der Minister der Finanzen 
gez. Dr.  Geiler 	 gez. Dr. Matt es 

Durchfiihrungsbestimmungen 
zu der Verordnung über die Vergütung der Besatzungs- 
leistungen und Vermögensschilden vom 20. Dezember 1945 

1. Lieferungen und Leistungen für Lazarette, Ausländer-
lager und sonstige Betreiningen der Ausländer gelten 
nicht als Requisitionen, werden aber hinsichtlich der Ver-
gütung nach vorstehender Verordnung behandelt. 

2. Läßt die Gemeinde oder eine andere öffentliche 
Körperschaft, auf Grund einer an sie selbst gerichteten 
Anforderung Lieferungen oder Leistungen durch einen 
Dritten ausführen, so wird ihr die dem Dritten hierfür 
gewährte Vergütung vom Staat Groß-Hessen erstattet. 

3. Vertreter des Staatsinteresses 
Die Beteiligung des Vertreters des Staatsinteresses liegt 

im vordringlichen Interesse. Der einschränkende Rundr 
erlaß d. RMdI. und DdF. vom 4. 10. 1944 (MB1. IV, Nr. 41, 
RStBl. S. 663) bleibt deshalb bis auf weiteres 'außer An-
wendung. 

Den Vertretern des Staatsinteresses ermächtige ich, sich 
einzuschalten, wenn er seine Mitwirkung für angezeigt 
hält, er kann jedoch der Feststellungsbehörde gegenüber 
die allgemeine Erklärung abgeben, daß seine Zustimmung 
als erteilt gelte, wenn 'die Vergütung voraussichtlich den 
Betrag. von 10,000.— RM nicht übersteigt. Die Landräte 
(Oberbürgermeister) ersuche ich, den Vertreter des 
Staatsinteresses in allen ihnen geeignet erscheinenden 
Fällen zu beteiligen: 

4. Zuständigkeit 	• 

a) Örtlich zuständig ist der Kreis, in dessen Gebiet 
die Lieferung oder Leistung ausgeführt ist. Hat 
das Unternehmen seinen Sitz In einem anderen 
Kreis, so kann dieser Kreis die Bearbeitung und' 
Erstattung im Benehmen mit' dem zuständigen 
Kreis übernehmen. Sofern die Lieferung oder 
Leistung nach einem Gebiet außerhalb von Groß-
Hessen erfolgt, muß die Vergütung .von diesem ge-
leistet werden. Die Bestimmung zu Ziffer 2 bleib" 

	

unberührt. 	• 
b) Die sachliche.  Zuständigkeit bestimmt sich nach 

§§ 16, 22 KSSchVO., jedoch mit der Maßgabe, dal3 
an Stelle des in § 22 Abs. 1 KSSchVO. genannten 
Beichsverwaltungs,gerichts (Reichskriegsschäden-
amt)OEdas Finanzministerium Groß-Hessen tritt. Ich 

ermächtige die Landräte, in geeigneten Fällen mit 
Zustimmung des Regierunspräsidenten die" örtlich 
zuständige Gemeinde mit der Wahrnehmung der 
Geschäfte — ausschliel3lich Verrechnung — zu be-
auftragen. 

5. Nachweis 	• 

Auf einwandfreien Nachweis über die Ausführung der 
Lieferung oder Leistung  mull unbedingt gehalten werden. 
Unlauteren Absichten ist mit aller Schärfe entgegenzu-
treten. 

a) Requisitionen erfolgen auf Grund eines Requisi-
tionsscheines, -der von einem Offizier unter" An-
gabe des Truppenteils oder der Feldpostnummer 
unterschrieben ist. Zeichnungsberechtigt sind in 
den selbständigen militärischen Einheiten die 
„P. u. C.-Offiziere" (Purchasing and contracting). 
Der Empfang der Lieferung oder Leistung wird 
vón der Besatzung quittiert; liequisitionsschein,'- 
Rechnung und Quittung bilden die Unterlagen fili 
die Erstattung. Für das Verfahren Ist die An-
weisung  dr  •  Militärregierung (Hauptquartier-
Finanzabteilung) vom 4. 10. 1945 maßgebend. 

b) Es muß erwartet werden, dal3 die Leistungs-
pflichtigen sich über die Rechtmäßigkeit der An-
forderung Gewißheit verschaff en und Eigen-
rhächtigkeiten Unbefugter entgegentreten oder sie 
unverzüglich zur Kenntnis des Bürgermeisters oder 
Landrats (Oberbürgermeisters) bringen. 

6. Vergütung und Entschädigung 
a) Preise 

Für Lieferungen und Leistungen gewerblicher 
Unternehmungen ist die Höhe der Vergütung nach 
folgenden Grundsätzen festzusetzen: 
aa) Bei Entnahme von Gegenständen des Umlaufs-

vermögens, insbesondere aus Warenlagern, 
sind die handelsüblichen Veräußerungspreise 
des Unternehmens zugrundezulegen, sofern sie 
den preisre'chtlichen Vorschriften entsprechen. 
Die im Einzelfall nicht entstehenden Ver-
äußerungskosten (Verkaufsprovisionen, Ver-
kaufsspesen, Ausgangsfrachten usw.) bleiben 
außer Ansatz. bie obere Grenze der Vergütung 
ergibt sich aus der angezogenen Anweisung 
der Militärregierung vom .4. Oktober 1945. , 

bb) Bei Entnahme von Gegenständen des  Anlage-
vermögens sind die Wiederbeschaffungskosten 
zu,;rundezulegen, unter Abzug des Unter-
schieds der jeweiligen Tageswerte (Abzug neu 
für alt). 

Wegen Nachprüfung der Preise wird auf die vor-
- genannte Anweisung der Militärregierung vom 
4. Oktober 1945 verwiesen. Eine eingehende Nach-
prüfung gegebenenfalls u-titer Zuziehung der Preis-
bildungs- und Uberwachungsstelle ist  von aus-
schlaggebender finanzieller Bedeutung. 

b) Löhne 
Besonderes Augenmerk ist auf die Löhne und Ge-
halter zu richten, die an deutsche Arbeiter und 
Angestellte bei amerikanischen Dienststellen ge-
zahlt werden. "Sie gelten als Requisitionsleistugen 
und sind deshalb von der deutschen, nicht  von  der 
amerikanischen Dienststelle auszuzahlen. Sie 
dürfen nicht höher sein, als im deutschen Tarif 
vorgeschrieben, abweichende Zusagen sind unver-
bindlich. Lohnsteuer und soziale Abgaben sind 
einzubehalten und abzuführen, der Arbeitgeber-
anteil geht zu Lasten der öffentlichen Hand. Wird 
ein Unternehmen als solches ganz oder 'teilweise 
In  Anspruch genommen, so ist die Einbehaltung 
von' Lohnsteer und sozialen Abgaben Sache des 
Unternehmers; Prüfung der Angemessenheit . der 
Löhne erscheint gleichwohl geboten. Bei zwangs-
verschleppten  Personen dürfen Abzüge vom Lohn 
nur jiir dargereichte Mahlzeiten vorgenommen 
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werden. (Vergleiche Anweisung der Militärregie-
rung vom 4. Oktober 194e.) 

Bargeldloser Verkehr 	I  
Barverkehr ist nach M' glichkeit zu vermeideit 
und Zahlung durch Ube weisung auf das konto 
des Empfangsberechtigter  zu leisten. 

7:M6b1ierte Wohnungen 
Vergütung (Miete) für die Benutzung der Eini4chtung 

ist,•  soweit es sich um regelmd6ige Abnutzung handelt, 
nicht zu gewähren. Die Kosten für Strom, Wasser und 
Heizung können erstattet werdet. Die Regelung im ein-
zelnen bleibt den Kreisen tiberlassen. 

8. Wohnung far Ausquartierte 
Wer Personen aufnimrnt, deretii Wohnung von der Be-

satzung beschlagnahmt ist, führt nicht eine Leistung fili.  
die Besatzung ads. Es liegt also keine Requisitionsleistung 
vor. 

9. Beschwerde 

Beim Vorliegen eines Requisitionsscheines ist der Er-
laB eines Feststellungsbescheides nicht erforderlich. Die 
Beschwerdefrist läuft von dem Tag an, an dem die Be-
nachrichtigung dem Leistungspflichtigen zugeht. 

10. Umsatzsteuer 

Die Umsatzsteuerpflicht von Requisitionsleistungen 
richtet sich nach den Vorschriften des Umsatzsteuer-
gesetzes. 

11. Diese Durchführungsbestimmungen sind am 
20. Dezember 1945 durch öffentlichen Anschlag im Staats-
ministerium in Kraft getreten. 

- 
Wiesbaden, den 20. Dezember 1945. 

Groll-Hessisches Staatsministerium 

Der Ministerpräsident 	Der Minister der Finanzen 
gez. Dr. Geiler 	 gez. Dr. Mattes 
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